
 

1 
 

Ergänzung des Schutzkonzepts der Evangelischen Kirche im 
Rheinland für das Amt für Jugendarbeit der Evangelischen 
Kirche im Rheinland 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
 

Vorwort 
1. Einführung in das Schutzkonzept des Amtes für Jugendarbeit der EKiR 
2. Potential- und Risikoanalyse 
2.1    Physische Räume 
2.2   Mobiles Arbeiten 
2.3   Interne Tagungen und Klausuren des Amtes für Jugendarbeit 
2.4   Dienstreisen 
2.5  Öffentliche Veranstaltungen 
2.6        Gremienarbeit 
2.7 Nutzung von Tagungshäusern und Hotels für Veranstaltungen und Gremien in  
         Verantwortung des Amtes für Jugendarbeit 
2.8 Internationale Begegnungen und Bildungsreisen 
2.9        Feste und Feiern 
2.10 Digitale Kommunikation und IT Sicherheit 
2.11 Schlussbemerkung zu den Potential- und Risikoanalysen 
3. Maßnahmen im Umgang mit beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden 
3.1  Bewerbungsverfahren 
3.2  Schulungen 
3.3 Weitere Regelungen 
4. Fehlerkultur und Beschwerdemanagement 
5. Vertrauenspersonen der EKiR 
6. Fallklärung und Intervention 
7. Meldepflicht und Meldestelle der EKiR 
8. Aufarbeitung 
9. Rehabilititierung 
10. Evaluation und Monitoring 
 
 
 

Ergänzende Dokumente 
 

• Selbstverpflichtungserklärung des Amtes für Jugendarbeit der EKiR 
• Beschwerdebogen 
• Wichtige Adressen bei Verdacht auf Grenzverletzungen und/oder sexualisierte 

Gewalt 
• Interventionsteam und Interventionsleitfäden der EKiR 

 
 
 
 
 
 



 

2 
 

 
 
 
Vorwort  
 
Das Amt für Jugendarbeit der Evangelischen Kirche im Rheinland ist das 
Kompetenzzentrum für das Thema Jugend in der Evangelischen Kirche im Rheinland und 
zugleich Geschäftsstelle des Jugendverbandes Evangelische Jugend im Rheinland. 
Es wird geleitet von der Landesjugendpfarrperson. Fachreferent*innen beraten und 
unterstützen die beruflich und ehrenamtlich Tätigen sowie die leitenden Gremien in den 
Gemeinden und Kirchenkreisen in grundsätzlichen und zeitaktuellen Fragen der 
Jugendarbeit. Sie begleiten und vernetzen Kinder- und Jugendarbeit innerhalb und 
außerhalb der Kirche. Auf der Grundlage aktueller Erkenntnisse zur Lebenslage junger 
Menschen geben sie Impulse zur Weiterentwicklung. 
Auf der Grundlage des Schutzkonzepts der Evangelischen Kirche im Rheinland (EKiR) 
(https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-
EKiR.pdf), erstellen wir dieses Schutzkonzept und  eine Potential- und Risikoanalyse, die 
die spezifischen Aufgaben und Verantwortungsbereiche des Amtes für Jugendarbeit der 
EKiR einbezieht und stellen uns der Verantwortung für einen bestmöglichen Schutz vor 
allen Formen von Gewalt und sexualisierter Gewalt. 
 
Als Geschäftsstelle der Evangelischen Jugend im Rheinland (EJiR) gelten darüber hinaus 
das Schutzkonzept der EJiR (https://ejir.de/schutzkonzept/) und die Regelungen der 
geltenden Bundes- und Landeskinderschutzgesetze.  
 
 
1. Einführung in das Schutzkonzept des Amtes für Jugendarbeit der 

EKiR 

Mit dem vorliegenden Schutzkonzept ergänzt das Amt für Jugendarbeit der EKiR das 
landeskirchliche Schutzkonzept (https://ansprechstelle.ekir.de/wp-
content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf). Es umfasst alle Aufgaben- und 
Verantwortungsbereiche des Amtes für Jugendarbeit der EKiR.  

Gemeinsam mit allen Mitarbeitenden der EKiR wollen wir an einer Kultur der Achtsamkeit, 
des Respekts und der Wertschätzung untereinander und gegenüber allen 
Schutzbefohlenen arbeiten. 

Schutzbefohlene im Sinne des Kirchengesetzes zum Schutz vor sexualisierter Gewalt der 
EKiR sind alle Mitarbeitenden, Praktikant*innen, Honorarkräfte und alle Personen, die an 
Angeboten des Amtes für Jugendarbeit der EKiR teilnehmen oder im Rahmen unseres 
Aufgabenbereichs dienstlich mit uns im Kontakt sind. 

Mit der Beachtung der Regelungen des Schutzkonzeptes der EKiR und der spezifischen 
Regelungen für die Arbeit im Amt für Jugendarbeit versuchen wir alle Formen von Gewalt 
und sexualisierter Gewalt möglichst zu verhindern und wo sie doch geschieht, frühzeitig 
zu erkennen und zu stoppen. 

Die Aufklärung aller Mitarbeitenden über ihre Rechte und Pflichten ist Auftrag der 
internen Kommunikation im Rahmen der Umsetzung des vorliegenden Schutzkonzeptes. 
Im Falle einer Verletzung ihrer eigenen Grenzen oder einer Beobachtung einer 

https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf
https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf
https://ejir.de/schutzkonzept/
https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf
https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf
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Grenzverletzung einer anderen Person oder bei Gewalt und sexualisierter Gewalt kennen 
sie die Beschwerdemöglichkeiten, Interventionswege, Hilfemöglichkeiten und beachten 
die Meldepflicht bei begründetem Verdacht auf sexualisierte Gewalt. 

 
Die Ergänzung des Schutzkonzepts der EKiR für den Verantwortungsbereich des Amtes für 
Jugendarbeit der EKiR ist auf der Homepage www.jugend.ekir.de veröffentlicht. Die intern 
zur Anwendung kommenden Regelungen zur Minderung von Risiken, die sich auf die 
Aufgaben und Kommunikationsräume des Amtes für Jugendarbeit der EKiR beziehen, sind 
in einer internen Cloud gesammelt und allen Mitarbeitenden des Amtes für Jugendarbeit 
zugänglich. 
 
 
2. Potenzial- und Risikoanalyse 

 
Die folgende Zusammenfassung der Potential- und Risikoanalyse bezieht sich auf die 
Arbeitsweise, die Kommunikationswege sowie die physischen und digitalen Arbeitsräume 
des Amtes für Jugendarbeit der EKiR. Dabei leiten uns die aufgelisteten Fragen: 
 

• Welche Risiken sind erkennbar sowohl in präsenten als auch digitalen 
Arbeitszusammenhängen, Tagungen, Veranstaltungen, Gremiensitzungen und in 
der Arbeit als Geschäftsstelle der Evangelischen Jugend im Rheinland? 

• Welche Risiken sind in den Kommunikationswegen untereinander als 
Mitarbeitende und in der Kommunikation nach außen erkennbar? 

• Gibt es Situationen, Kommunikations- oder Verfahrenswege, die ungute Gefühle 
oder Unsicherheiten auslösen? 

• Welche Arbeitsweisen, Arbeitszusammenhänge oder Situationen könnten von 
tatgeneigten Personen ausgenutzt werden? 

• Wo und in welcher Form bestehen Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse und 
welche Risiken entstehen daraus? 
 

 
2.1 Physische Räume 
 
Die Büros des Amtes für Jugendarbeit der EKiR befinden sich auf dem Gelände des 
Theologischen Zentrums, Campus Heiliger Berg in Wuppertal und in einem Dienstgebäude 
in Koblenz. 
 
Das Gelände des Theologischen Zentrums/Campus Heiliger Berg ist öffentlich zugänglich. 
Ebenso das Gebäude in dem sich die Büroräume des Amtes für Jugendarbeit in Wuppertal 
befinden. 
 
Für alle Wege außerhalb des Bürogebäudes können alle Mitarbeitenden um 
Wegbegleitung bitten. 
Unbekannte Personen im Gebäude, insbesondere in der Etage des Amtes für Jugendarbeit 
sind anzusprechen. 
Vertrauliche Gespräche finden in den Büros oder im Besprechungsraum statt. Beim 
Verlassen der Büroräume sind die Türen abzuschließen. 
 
Die Büroräume des Amtes für Jugendarbeit in Koblenz sind nicht öffentlich zugänglich und 
Teil einer Bürogemeinschaft mit dem Jugendreferat des Kirchenkreises Koblenz. Für die 

http://www.jugend.ekir.de/
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Nutzung der Räume gelten die Regelungen des Schutzkonzeptes des Kirchenkreises 
Koblenz. 
 
 
2.2 Mobiles Arbeiten 
 
Alle Mitarbeitenden des Amtes für Jugendarbeit können zeitweise mobil arbeiten. 
 
Alle Regelungen, die für das digitale Arbeiten gelten (siehe Seite 4 -5), gelten auch für das 
mobile Arbeiten. Für alle Besprechungen gilt, das Treffen in Privaträumen nicht erlaubt 
sind und präsente Treffen im öffentlichen Raum der Leitung zur Kenntnis zu geben sind. 
 
2.3 Interne Tagungen und Klausuren des Amtes für Jugendarbeit 
 
Die internen Tagungen des Amtes für Jugendarbeit finden außer im Dienstgebäude auch in 
externen Tagungshäusern statt. 
 
Für Übernachtungen werden grundsätzlich Einzelzimmer gebucht. 
 
2.4 Dienstreisen 
 
Bei Dienstreisen ist die Mitnahme von Personen im eigenen PKW üblich. 
 
Fahrgemeinschaften werden im Sekretariat unter Nennung der Namen der Beteiligten 
angemeldet. Spontane Mitfahrten sollten einer*einem dritten Mitarbeitenden bekannt 
gemacht werden. 
 
2.5 Öffentliche Veranstaltungen und Tagungen 
 
Nicht zu allen Veranstaltungen und Tagungen sind die Teilnehmenden vorher bekannt. 
 
Für jede öffentliche Veranstaltung und Tagung werden Teilnehmenden-Listen nach den 
Regelungen des Datenschutzes angefertigt. Standards zum Kindesschutz und das 
Schutzkonzept der EKiR müssen allen Leitungen und Geschäftsführungen von Tagungen 
bekannt sein. Bei Veranstaltungen mit Übernachtungen unterzeichnen externe 
Referent*innen und/oder Honorarkräfte die Selbstverpflichtungserklärung des Amtes für 
Jugendarbeit der EKiR und legen ein erweitertes Führungszeugnis vor, sofern 
minderjährige Teilnehmende anwesend sind.  
 
2.6 Gremien 
 
Teilnehmende an Gremien des Amtes für Jugendarbeit der EKiR, bzw. der Evangelischen 
Jugend im Rheinland, deren Geschäftsführung dem Amt für Jugendarbeit obliegt, sind in 
der Regel bekannt. Es können zusätzlich Gäste eingeladen werden. 
 
Im Protokoll einer Gremiensitzung werden die Anwesenden nach den Regelungen des 
Datenschutzes vermerkt.  
Die Leitungen und Geschäftsführungen der jeweiligen Gremien unterzeichnen die 
Selbstverpflichtungserklärung des Amtes für Jugendarbeit der EKiR, bzw. die 
Selbstverpflichtungserklärung der EJiR. 
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2.7 Nutzung von Tagungshäusern und Hotels für Veranstaltungen und Gremien in 
Verantwortung des Amtes für Jugendarbeit der EKiR  
 
Für Veranstaltungen und Gremien werden unterschiedliche Häuser genutzt. 
 
Bei der Buchung von Häusern macht sich das Sekretariat bezogen auf die räumlichen 
Gegebenheiten kundig und stellt Informationen zur Verfügung. Insbesondere ist die 
Verfügbarkeit von Einzelzimmern zu prüfen. 
 
2.8 Internationale Begegnungen und Bildungsreisen 
 
Für Bildungs- und Begegnungsreisen, insbesondere ins Ausland ist je ein eigenes 
Schutzkonzept zu erstellen. 
 
2.9 Digitale Kommunikation und IT-Sicherheit 
 
Arbeit und dienstliche Kommunikation geschieht nicht nur in physischen Räumen, 
sondern auch über digitale Dienstgeräte und diverse Kommunikationslösungen. Die Art, 
wie Inhalte kommuniziert werden, die Notwendigkeit von Vertraulichkeit und 
gleichzeitiger gegenseitiger Transparenz der Kommunizierenden müssen sorgfältig 
beachtet werden.  
Bei allen von uns im Arbeitskontext eingesetzten Medien geschieht die Nutzung 
ausschließlich über die Dienstgeräte. Die zur Verfügung gestellten Dienstgeräte (Desktop-
PC, Laptop, Tablet und Smartphone) sind Eigentum des Dienstgebers, der für 
grundlegende Sicherheitseinstellungen des Gerätes sorgt. 
Mit der Nutzung dieser Geräte gelten die Regelungen des Schutzkonzeptes des Amtes für 
Jugendarbeit der EKiR. 
Um die Mitarbeitenden und Externe in ihrer Privatsphäre zu schützen, ist der Einsatz von 
privaten Inhalten, Geräten und Konten nicht erlaubt. 
 
Für alle von uns untersuchten Kommunikationsmittel gelten folgende Regeln und 
Bestimmungen, um das Risiko vor Übergriffen in die Privatsphäre, Gewalt und 
sexualisierter Gewalt zu verhindern: 
 

• Dienstliche Endgeräte und digitale Konten werden ausschließlich dienstlich 
genutzt. Verknüpfung privater Konten zu dienstlich verwendeten Softwaretools 
sind nicht erlaubt. 

• Für jegliche Kommunikation gilt die Einhaltung von Vertraulichkeit und Achtung 
der Privatsphäre. 

• Die Inhalte jeglicher Kommunikation sind dienstlicher Natur. 
• Wir machen nach außen (externe Kommunikation) transparent, dass wir von und 

mit dienstlichen Endgeräten, bzw. digitalen Konten kommunizieren. 
• Adminstrator*innen (intern/extern) sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
• Mit unseren Datendienstleistern haben wir entsprechende Verträge zum 

Datengeheimnis/Vertraulichkeit geschlossen.  
• Für jegliche digitale Kommunikation des Amtes für Jugendarbeit der EKiR gelten 

die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes der EKD. 
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2.10  Schlussbemerkung zu den Potential- und Risikoanalysen 

 
Risikofaktoren und Schutzmaßnahmen sind abhängig von den jeweiligen konkreten 
Tätigkeiten und Kommunikationswegen. Deshalb wird diese Potential- und Risikoanalyse 
fortlaufend überprüft. Insbesondere ist nach Fällen von Grenzüberschreitungen oder 
Fällen von Gewalt und sexualisierter Gewalt eine Überprüfung durch die Leitung zu 
veranlassen (Siehe auch Seite 8). 

 
3. Maßnahmen im Umgang mit beruflich und ehrenamtlich 

Mitarbeitenden 
 

3.1 Bewerbungsverfahren 
 
Im Amt für Jugendarbeit der EKiR gelten im Umgang mit allen Mitarbeitenden 
verpflichtend die Regelungen aus dem Kirchengesetz der EKiR zum Schutz vor 
sexualisierter Gewalt, dem Schutzkonzept der EKiR und die Regelungen des 
Bundeskinderschutzgesetzes für freie Träger der Jugendhilfe. 
Bereits in Bewerbungsgesprächen oder in Erstgesprächen mit Praktikant*innen, 
Honorarkräften, bzw. Ehrenamtlichen wird die Haltung des Amtes für Jugendarbeit der 
EKiR zum Schutz vor Gewalt und sexualisierter Gewalt verdeutlicht, die verpflichtenden 
Regelungen zur Einsichtnahme eines erweiterten Führungszeugnisses erläutert und auf 
die Unterzeichnung der Selbstverpflichtungserklärung des Amtes für Jugendarbeit der 
EKiR (siehe Dokument „Selbstverpflichtungserklärung“) hingewiesen. 
 
3.2 Schulungen 
 
Alle Mitarbeitenden werden nach dem Schulungskonzept der EKiR in Leitungs-, Intensiv- 
und Basisschulungen nach „Hinschauen-Helfen-Handeln“ fortgebildet. Die Teilnahme an 
Schulungen wird durch die Verwaltungsleitung dokumentiert. 
Die Leitung des Amtes für Jugendarbeit (Landesjugendpfarrperson, Stellvertretung, 
Verwaltungsleitung) nehmen an einer Leitungsschulung teil. 
Die Verwaltungsmitarbeiter*innen (Sekretariat und Sachbearbeitung) nehmen mindestens 
an einer Basisschulung teil. 
Die Referent*innen nehmen an einer Intensivschulung teil. 
Praktikant*innen und Honorarkräfte oder ehrenamtlich für das Amt für Jugendarbeit der 
EKiR tätige Personen nehmen je nach Art , Dauer und Intensität der Tätigkeit, bzw. des 
Umgangs mit Schutzbefohlenen an Basisschulungen teil. Über die Notwendigkeit der 
Teilnahme an einer Schulung entscheidet die Leitung. 
 
3.3 Weitere Regelungen 
 
Über die genannten Maßnahmen hinaus wird das Thema Prävention und Schutz vor 
Gewalt und sexualisierter Gewalt im Mitarbeitenden-Jahresgespräch in Form einer 
persönlichen Rückmeldung zur Wirksamkeit des Schutzkonzepts verortet. 
Regelmäßige Besprechungen mit dem gesamten Team sind Kennzeichen einer 
professionellen Arbeitsstruktur und gewährleisten eine kontinuierliche Kommunikation. In 
diesen Besprechungen können die Mitarbeitenden in kollegialer Weise auf der Basis einer 
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respektvollen Arbeitsatmosphäre Themen zum grenzachtenden Verhalten ansprechen. 
Persönliche bzw. nicht alle Mitarbeitenden betreffende Anliegen können über das 
Beschwerdesystem des Amtes für Jugendarbeit eingebracht werden. 
 

4. Fehlerkultur und Beschwerdemanagement 
 

Für das Amt für Jugendarbeit der EKiR ist ein Beschwerdeverfahren aufgebaut und eine 
Fehlerkultur etabliert, die es ermöglicht Fehlverhalten frühzeitig zu melden, dieses zu 
analysieren und gezielte Korrektur- und Präventionsmaßnahmen einzuleiten. 
Alle Mitarbeitenden haben das Recht, Beobachtungen und Fehler zu melden bzw. Fehler 
einzugestehen. Alle Personen, die mit uns in Kontakt sind, haben ebenfalls das Recht 
Beschwerden oder Anregungen mitzuteilen. 
Beschwerden und Anregungen nimmt die Leitung des Amtes für Jugendarbeit entgegen 
über die Mail-Adresse  beschwerde@afj-ekir.de, ein Kontaktformular auf der Homepage 
https://jugend.ekir.de/ oder postalisch über Amt für Jugendarbeit der EKiR, 
Missionstrasse 9a/b, 42285  Wuppertal.  
Je nach Anliegen bearbeitet die Landesjugendpfarrperson, die stellvertretende Leitung 
oder die Verwaltungsleitung die Beschwerde.  
Ein professionelles Beschwerdesystem und eine gute Fehlerkultur sind die Basis für eine 
positive und vertrauensvolle Zusammenarbeit aller Mitarbeitenden. Die Bearbeitung und 
Beantwortung von Beschwerden und Fehlermeldungen im Rahmen eines geregelten 
Verfahrens sind sowohl Zeichen eines respektvollen und wertschätzenden Umgangs als 
auch eines konstruktiven Umgangs mit Kritik. Fehler werden als Chance zur 
Weiterentwicklung der Arbeit des Amtes für Jugendarbeit gesehen und als Teil des 
ständigen Monitorings des Schutzkonzeptes. 
 
Regelungen zum Beschwerdesystem des Amtes für Jugendarbeit der EKiR: 
 

• Alle Personen, die mit uns in Kontakt sind, haben das Recht Beschwerden 
einzubringen. 

• Das Beschwerdesystem ist allen Mitarbeitenden bekannt. 
• Ein Beschwerdeformular ist auf der Homepage des Amtes für Jugendarbeit der EKiR 

veröffentlicht.  
• Sichergestellt wird die Sanktionsfreiheit für die Person, die eine Beschwerde 

einreicht. 
• Sichergestellt wird die Anonymität der Person, die eine Beschwerde einreicht, 

wenn sie anonym bleiben möchte. 
• Eine Rückmeldung zur Kenntnisnahme der Beschwerde und Weiterverfolgung 

erfolgt zeitnah (in der Regel innerhalb von 24 Stunden unter der Woche). 
Rückmeldungen zur Fehlerbehebung werden übermittelt, so die Person, die eine 
Beschwerde eingebracht hat, dies wünscht. 
 

Bei grenzverletzendem Verhalten oder einem Verdacht auf sexualisierte Gewalt können 
die Vertrauenspersonen der Landeskirche, die Ansprechstelle der EKiR oder externe 
Beratungsstellen zur Beratung (siehe Dokument „Wichtige Adressen“) kontaktiert werden. 
Beschwerden über die Leitung des Amtes für Jugendarbeit (Landesjugendpfarrperson) 
sind an die*den für das Amt für Jugendarbeit zuständige*n Dezernent*in des Dezernats 3.1. 
der EKiR zu richten. Beschwerden über die stellvertretende Leitung sowie die 
Verwaltungsleitung erfolgen an die Landesjugendpfarrperson. 
 

mailto:beschwerde@afj-ekir.de
https://jugend.ekir.de/
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5. Vertrauenspersonen der EKiR 
 

Die Evangelischen Kirche im Rheinland benennt mehrere Vertrauenspersonen, an die sich 
von sexualisierter Gewalt Betroffene, Angehörige von Betroffenen und ratsuchende 
beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende bei einem vagen, begründeten oder erhärteten 
Verdacht von sexualisierter Gewalt wenden können. Eine Vertrauensperson hat die 
Funktion eines „Lotsen im System“, weil sie Menschen, die einen Verdacht haben, berät 
und weiß, welche Verfahrenswege einzuhalten sind und welche Unterstützungsangebote 
es gibt. Die Vertrauenspersonen sind mit dem Interventionsteam der Evangelischen Kirche 
im Rheinland und anderen Hilfsangeboten (z. B. insoweit erfahrenen Fachkräften, 
Fachberatungsstellen, etc.) vernetzt. Sie stehen in Kontakt zu der landeskirchlichen 
Ansprechstelle für den Umgang mit Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland sowie dem Amt für Jugendarbeit der Evangelischen 
Kirche im Rheinland und nehmen an der Arbeit im Netzwerk der Vertrauenspersonen in 
der Evangelischen Kirche im Rheinland teil..  
 
Die Vertrauenspersonen sind nicht für die Fallbearbeitung verantwortlich. Die Verant-
wortung für die Fallbearbeitung liegt bei der Leitung des Interventionsteams der 
Evangelischen Kirche im Rheinland. 
Bei Unsicherheiten in der Einschätzung, ob ein Verdacht vage oder begründet ist, 
unterstützt die Vertrauenspersonen die ratsuchende Person bei der Kontaktaufnahme zur 
Ansprechstelle für den Umgang mit Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, dass die Vertrauenspersonen sich anonymisiert von der 
Ansprechstelle beraten lassen können und das Ergebnis der ratsuchenden Person 
mitteilen. 
Die Ansprechstelle der Evangelischen Kirche im Rheinland kann auf deren Wunsch die be-
troffene Person beraten. Die Vertrauensperson kann bei einem begründeten Verdacht 
ehrenamtlich Mitarbeitende bei ihrer Meldepflicht bei der landeskirchlichen Meldestelle 
unterstützen. 
Die Kirchenleitung beruft die Vertrauenspersonen für die landeskirchliche Ebene der 
Evangelischen Kirche im Rheinland. Die Kontaktdaten werden von der Evangelischen 
Kirche im Rheinland und vom Amt für Jugendarbeit der EKiR auf deren Internetseiten 
veröffentlicht. 

 
6. Fallklärung und Intervention 

 
Für Fallklärungen, Intervention und Hilfeplanung bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt im 
Amt für Jugendarbeit der EKiR ist das Interventionsteam der Landeskirche zuständig. Ein 
Interventionsleitfaden, der sich an den spezifischen Bedingungen der EKiR orientiert, 
regelt verbindlich die Vorgehensweise. Der Interventionsleitfaden ist den Mitarbeitenden 
des Amtes für Jugendarbeit bekannt. (siehe Dokument Interventionsleitfäden der EKiR und 
Seite 21-23 und 55 Konzept zum Schutz vor sexualisierter Gewalt der EKiR, 
https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-
EKiR.pdf ). 
Betroffene sexualisierter Gewalt oder Gewalt aus dem Amt für Jugendarbeit der EKiR oder 
Personen, die eine Grenzüberschreitung oder sexuelle Gewalt beobachtet haben, wenden 
sich an eine der Vertrauenspersonen der Landeskirche. Die zuständige Vertrauensperson 
informiert die Leitung des Interventionsteams. Das Interventionsteam wird zeitnah tätig 
und berät eine erste Einschätzung. Das Interventionsteam berücksichtigt die 

https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf
https://ansprechstelle.ekir.de/wp-content/uploads/2022/08/Schutzkonzept_11_03-EKiR.pdf
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Fürsorgepflicht für die betroffene Person, sowie die Fürsorgepflicht im Rahmen des 
Dienstes, bzw. des Arbeitsrechts für die beschuldigte(n) Mitarbeitende(n). 
Ebenso können sich Betroffene sexualisierter Gewalt, ihre Angehörigen und ratsuchende 
beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende der EKiR an die Ansprechstelle für den Umgang 
mit Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung der EKiR oder an eine externe 
Beratungsstelle (siehe Dokument: Wichtige Adressen) wenden. 
Sowohl die Vertrauensperson als auch Mitarbeitende der Ansprechstelle weisen bei 
begründetem Verdacht auf die Meldepflicht bei der Meldestelle der EKiR hin. Die 
Vertrauensperson selbst ist von der Meldepflicht ausgenommen. 
 
 

7. Meldepflicht und Meldestelle der EKiR 
 
Wenn ein begründeter Verdacht auf sexualisierte Gewalt durch eine kirchliche 
Mitarbeiterin oder einen kirchlichen Mitarbeiter (beruflich oder ehrenamtlich) oder ein 
Verstoß gegen das Abstinenzgebot vorliegt, haben berufliche und ehrenamtliche 
Mitarbeitende diesen unverzüglich der Meldestelle nach § 8 des Kirchengesetzes zum 
Schutz vor sexualisierter Gewalt zu melden.  

Eine Meldung kann telefonisch, per E-Mail oder persönlich nach Terminvereinbarung 
erfolgen. Die Meldestelle gibt zu Beginn des Gesprächs zunächst einige Hinweise zum 
offiziellen Verfahren, hört sich aufmerksam den geschilderten Fall und die Verdachts-
momente an und leitet dann an die verantwortlichen Stellen (z. B. an die zuständigen 
Jurist*innen im Landeskirchenamt oder an die jeweilige Leitungsperson bzw. das 
Leitungsgremium) zur Verdachtsklärung und gegebenenfalls Intervention weiter. Sie weist 
außerdem auf das Angebot der Beratung durch die Ansprechstelle hin, dokumentiert die 
Meldungen und führt über diese eine Statistik. Die Meldestelle hält die Bearbeitung sowie 
den Abschluss des Verdachtsfalls nach und verwahrt die Meldungen im Rahmen der 
datenschutzrechtlichen Vorgaben. 

Kontaktdaten der Meldestelle: 
Telefon: 0211 4562-602 
E-Mail:meldestelle@ekir.de  
Postanschrift: Evangelische Kirche im Rheinland,  
Landeskirchenamt Hans-Böckler-Straße 7 40476 Düsseldorf  
 
Alle ehrenamtlichen und hauptamtlichen Mitarbeitenden haben das Recht, sich jederzeit 
zur Einschätzung eines Verdachts von der Ansprechstelle vertraulich beraten zu lassen. 
Wenn sie also nicht sicher sind, ob es sich bei einem aufkommenden Verdacht oder ersten 
Vermutungen um einen begründeten Verdacht handelt, können sie sich bei der 
Ansprechstelle beraten lassen. 

Kontaktdaten der Ansprechstelle: 
Claudia Paul, Stabsstelle Aufarbeitung und Prävention 
Telefon: 0211 / 4562391 
E-Mail claudia.paul@ekir.de 
Postanschrift: Hans-Böckler-Straße 7, 40476 Düsseldorf,  
 
. 
 

mailto:meldestelle@ekir.de
mailto:claudia.paul@ekir.de
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Wenn ehrenamtliche Mitarbeitende einen Verdacht haben, gilt folgendes Verfahren: für  

► Einschätzung eines Verdachtes:  

Wenn Ehrenamtliche im Zusammenhang der Angebote des Amtes für Jugendarbeit einen 
Verdacht auf sexualisierte Gewalt oder auf einen Verstoß gegen das Abstinenzgebot 
haben, sich aber nicht sicher sind, ob dieser begründet ist, können sie sich zur Ein-
schätzung des Verdachtes an eine der Vertrauenspersonen der Landeskirche wenden. Die 
Vertrauensperson unterstützt die ratsuchende Person bei der Kontaktaufnahme zur 
Ansprechstelle. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass die Vertrauensperson sich 
anonymisiert von der Ansprechstelle beraten lässt und das Ergebnis der ratsuchenden 
Person mitteilt. Ergibt die Beratung, dass ein begründeter Verdacht besteht, gilt die 
Meldepflicht.  

► Begründeter Verdacht:  

Bei einem begründeten Verdacht gilt die Meldepflicht. Die Ehrenamtlichen müssen den 
begründeten Verdacht unverzüglich der Meldestelle melden. Melden Ehrenamtliche einen 
begründeten Verdacht auf sexualisierte Gewalt oder einen Verstoß gegen das Abstinenz-
gebot an die Vertrauensperson, verweist diese an die Meldestelle. Willigt die 
ehrenamtliche Person ein, dass die Vertrauensperson ihre Daten und den Fall an die 
Meldestelle weitergibt, ist das möglich. Damit gilt die Meldepflicht als erfüllt.  

Wenn beruflich Mitarbeitende einen Verdacht haben, gilt folgendes Verfahren:  

► Einschätzung eines Verdachtes:  

Wenn beruflich Mitarbeitende des Amtes für Jugendarbeit der EKiR einen Verdacht auf 
sexualisierte Gewalt oder auf einen Verstoß gegen das Abstinenzgebot haben, sich aber 
nicht sicher sind, ob dieser begründet ist, können sie sich zur Einschätzung des 
Verdachtes an eine der Vertrauenspersonen der EKiR wenden. Die Vertrauensperson 
unterstützt die ratsuchende Person bei der Kontaktaufnahme zur Ansprechstelle. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, dass die Vertrauensperson sich anonymisiert von der 
Ansprechstelle beraten lässt und das Ergebnis der ratsuchenden Person mitteilt. Ergibt 
die Beratung, dass ein begründeter Verdacht besteht, gilt die Meldepflicht.  

► Begründeter Verdacht:  

Bei einem begründeten Verdacht auf sexualisierte Gewalt oder einen Verstoß gegen das 
Abstinenzgebot gilt die Meldepflicht. Berufliche Mitarbeitende müssen den begründeten 
Verdacht unverzüglich der Meldestelle melden.  

Regelungen bei Anfragen und Meldungen, die vom vorgegebenen Weg abweichen:  

Sollten sich Menschen wegen der Einschätzung einer Vermutung oder wegen eines 
begründeten Verdachts dennoch an nicht zuständige Personen wenden, gelten folgende 
Regelungen aus der Verordnung zur Durchführung des Kirchengesetzes der Evangelischen 
Kirche im Rheinland zum Schutz vor sexualisierter Gewalt.  

Ehrenamtliche Mitarbeitende haben einen Verdacht: 

► Einschätzung eines Verdachtes:  
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Wendet sich eine Ehrenamtliche oder ein Ehrenamtlicher wegen der Einschätzung eines 
Verdachts auf sexualisierte Gewalt oder eines Verstoßes gegen das Abstinenzgebot an 
eine beruflich Mitarbeitende oder einen beruflich Mitarbeitenden oder an eine in ihr Amt 
berufene oder gewählte Ehrenamtliche oder an einen in sein Amt berufenen oder 
gewählten Ehrenamtlichen so ist sie oder er verpflichtet, die oder den Ehrenamtlichen bei 
der Kontaktaufnahme zu der Vertrauensperson oder der Ansprechstelle zu unterstützen.  

► Begründeter Verdacht:  

Wendet sich eine Ehrenamtliche oder ein Ehrenamtlicher wegen eines begründeten 
Verdachts auf sexualisierte Gewalt an eine beruflich Mitarbeitende oder einen beruflich 
Mitarbeitenden oder an eine in ihr Amt berufene oder gewählte Ehrenamtliche oder an 
einen in sein Amt berufenen oder gewählten Ehrenamtlichen so ist sie oder er ver-
pflichtet, die oder den Ehrenamtlichen bei der Kontaktaufnahme zur Meldestelle und der 
Vertrauensperson zu unterstützen. 

Berufliche Mitarbeitende haben einen Verdacht: 

► Einschätzung eines Verdachtes:  

Wendet sich eine beruflich Mitarbeitende oder ein beruflich Mitarbeitender wegen der 
Einschätzung eines Verdachts an die Vorgesetzte oder den Vorgesetzten, an ein Mitglied 
des Leitungs- oder eines Aufsichtsorgans ist diese oder dieser verpflichtet, die beruflich 
Mitarbeitende oder den beruflich Mitarbeitenden zu unterstützen, dass sie oder er 
Kontakt zur Vertrauensperson des Kirchenkreises oder zur Ansprechstelle aufnimmt.  

► Begründeter Verdacht:  

Wendet sich eine beruflich Mitarbeitende oder ein beruflich Mitarbeitender wegen eines 
begründeten Verdachts an die Vorgesetzte oder den Vorgesetzten, an ein Mitglied des 
Leitungs- oder eines Aufsichtsorgans ist diese oder dieser verpflichtet, die beruflich 
Mitarbeitende oder den beruflich Mitarbeitenden darauf hinzuweisen, dass sie oder er 
sich unmittelbar bei der Meldestelle melden muss. Die oder der Vorgesetzte und Mit-
glieder des Leitungs- oder Aufsichtsorgans sind verpflichtet, der Meldestelle Name und 
Kontaktdaten der oder des Meldenden und sofern möglich den Anlass der Meldung 
mitzuteilen.  

Weitere externe Beratungsmöglichkeiten bei sexualisierter Gewalt sind die Hotline der 
Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung und die Unabhängige Ansprechstelle 
Help der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD): 

Hilfetelefon der unabhängigen Beauftragten gegen sexuellen Kindesmissbrauch der 
Bundesregierung:   
Telefon: 0800 – 2255530  
 
Unabhängige zentrale Anlaufstelle „.help“  (kostenlos und auf Wunsch anonym)  
Telefon: 0800 - 5040112  
E-Mail: zentrale@anlaufstelle.help   
  
Eine Mitteilung dort ersetzt die Meldepflicht nicht! 

 

mailto:zentrale@anlaufstelle.help
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8. Aufarbeitung  

 
Eine Institution, in der sexueller Missbrauch durch einen haupt- oder ehrenamtlichen 
Mitarbeiter aufgedeckt wird, ist meist zutiefst erschüttert. Für alle Mitarbeitenden und die 
Einrichtungsleitung, ggfs. auch Kinder, Jugendliche und deren Sorgeberechtigen ist es in 
der Regel unfassbar, dass ein Mensch, dem sie geachtet und dem sie sich anvertraut 
haben, mit dem sie eventuell sogar persönlich befreundet waren, sie persönlich derart 
getäuscht und zudem das Vertrauen der Institution missbraucht hat. 
 
Vermutungen und Verdachtsmitteilungen irritieren immer die Personen, die von ihnen 
erfahren, und ganze Systeme wie Teams, Einrichtung und Träger. Professionelle 
Aufarbeitung ist für die betroffene Person und die Institution immer zwingend notwendig, 
um die Schäden möglichst gering zu halten. 
 
Im Zuge jeder Aufarbeitung ist zu prüfen, wie es zu dem Fall von sexualisierter Gewalt 
kommen konnte, was im Vorfeld nicht wahrgenommen wurde, wie generell mit 
Vermutungen umgegangen wird, ob der Interventionsplan funktioniert hat und für den 
Einzelfall angemessen war, was im Zuge der Rehabilitierung der betroffenen Person und 
eines möglicherweise zu Unrecht Beschuldigten zu tun ist. Die Leitfrage im Prozess der 
Aufarbeitung lautet immer: Was können wir aus dem Geschehenen lernen? 
 
Auf individueller Ebene bedeutet Aufarbeitung, direkt und indirekt betroffene Personen 
darin zu unterstützen, das Geschehene zu verarbeiten. Dies ist ein langer und oft 
mühevoller Weg. Betroffene brauchen Seelsorgende oder Fachkräfte, die ihnen zuhören, 
glauben, ihr Leid anerkennen und Ambivalenzen aushalten. 
 
Eine gute Aufarbeitung ermöglicht wieder handlungsfähig zu werden. Durch eine 
systematische Analyse der Geschehnisse und eine bewusste Entscheidung zur 
Veränderung bestehender Strukturen, die sexualisierte Gewalt begünstigt haben, kann ein 
verbesserter Schutz und ein reflektierterer Umgang für die Zukunft erreicht werden. 
Hierfür ist eine Einbeziehung externer Fachkräfte erforderlich. 

 
 

9. Rehabilitierung 
 

Bei unbegründetem Verdacht 
 
Im Falle eines unbegründeten Verdachts oder nach unbegründeter Beschuldigung schlägt 
das Interventionsteam der EKiR geeignete Rehabilitierungsmaßnahmen vor und kann an 
Formulierungen für die Leitung des Amtes für Jugendarbeit der EKiR und das Team der 
Mitarbeitenden mitwirken. 
 
Bei Fehleinschätzung einer Meldung 
 
Für den Fall, dass einer betroffenen Person zunächst nicht geglaubt wurde oder eine 
Mitteilung nicht ernst genommen wurde und dies sich jedoch als Fehleinschätzung 
erweist, sind von Seiten der Leitung des Amtes für Jugendarbeit geeignete Wege für ein 
Schuldeingeständnis gegenüber betroffenen Personen und angemessene Maßnahmen zur 
Rehabilitierung der betroffenen Person zu finden und anzuwenden. Außerdem muss für 
die betroffene Person transparent erkennbar sein, dass der Fall nun angemessen 
bearbeitet wird. 
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Rehabilitierungsmaßnahmen sind zudem immer im Kreis der Personen durchzuführen, 
denen ein unberechtigter Verdacht oder eine Fehleinschätzung bekannt wurde. 
 
 

10.Evaluation und Monitoring 
  

Die konkrete Arbeit und die Aufgaben des Amtes für Jugendarbeit der EKiR unterliegen 
ständigen Veränderungen. Ebenso verändern sich gesetzliche Grundlagen. Das 
vorliegende Schutzkonzept erfasst aktuelle Bedingungen und wird aktualisiert, sobald sich 
Strukturen, Angebote oder die gesetzlichen Grundlagen ändern oder im Schutzkonzept 
genannte Personen ihre aufgelistete Tätigkeit nicht mehr ausführen. Insbesondere nach 
Fällen von Grenzüberschreitungen oder Fällen von Gewalt oder sexualisierter Gewalt ist 
eine Überprüfung durch die Leitung zeitnah zu veranlassen. 
Die turnusmäßige Überprüfung wird spätestens nach 5 Jahren durch die Leitung des Amtes 
für Jugendarbeit veranlasst, eine entsprechende Arbeitsgruppe beauftragt und die 
Aktualisierungen zeitnah veröffentlicht.1 
 
 
  
  
  
  
  
  
  
 

                                                            
1 Überprüfung des Schutzkonzepts des Amtes für Jugendarbeit: September 2029 


